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OBERVERWALTUNGSGERICHT
RHEINLAND-PFALZ

In dem Verwaltuncsrec^tsstreit

Przzessbevcllm=c^t ;igte :

P rczessbevcllmCchtiate :

w e g e n

	

Baugenehmigung

URTEIL
I`v1 N:-4£-%IE .~",i DES VOLKES

gegen

Verkündet ar.-; : Ci CS .20C:

gez. Meyer

Justizangestellte als
Urkundsbeamtin der
Geschäftsstelle

- Kiägerin und Berufungsbeklagte -

- BeKlacte und Eerufuncsk'äcer;n -



hat der 1 . Senat des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz in Kobienz
aufcrund der mündlichen Verhandlung vom 24. Juli 2003 . an der teilgenommen
haben

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht Nickenig
Richter am Oberverwaltungsgericht Kappes-Olzien
Richter am Oberverwaltungsgericht Schneider
ehrenamtliche Richterin kfm . Angestellte Rast
ehrenamtliche Richterin Bankkauffrau Tremmel

für Recht erkannt :

	

`

Die Berufunc der Beklagten gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts
Kobienz vcm B . Oktober 2002 wird zurückgewiesen .

Die Bekiacte träg ; die Kosten des Berufungsverfahrens .

Das Ureii is;

	

der Kcsten vgr;äufig vcllstreckt~ar . Die Bek,agte kann
die Vollstreckung ges Urteils wegen der Kcsten durch Sicherheitsleistune in
Höhe der fes ;zusezenden Kcsten abwenden, wein nicht die KIäcerin zt:vcr
Sicherheit in gleicher Höhe leistet .

Die Revisicr. wird nic;,t zugelassen .

Tatbestand

Die

	

Seteificter :

	

s,r~iten

	

-r,,,

	

die

	

Erteilung- einer

	

Baugenehmigung

	

für

	

e!ne

Mcbii ,~'unksendeaniace .

Die K :äcerin errichtete 1~~9 auf dem ungefähr 28 m hoher, Hochhaus

eine Mcciifunkantennenaniage . die aus drei Antennenträgem une crei

Rich ::unKantenne7 mit einer Gesamthöhe von 3 .84 m besteht und der Verseraunc

der Stadtteile Karnause und Oberwerth dient. Die Anlage wurde nach einer unter

dem g . November 1.999 vcr der Regulierungsbehörde für Te!ekommunikaticn und

Post ausgestellten Standerbescheinigung in Betrieb genommen .



Das

als Altenheim genutzte Hochhaus liegt im Geltunasbereich des am 3

.

No-

vember

1992 öffentlich bekannt gemachten Bebauungsplans Nr

.

23

;,Karthäuser

Hcf',

der für diesen Bereich eine Sonderbedarfsfläche

�Altenheim,

Altenwohn-

heim'

festsetzt

.

In der Nachbarschaft hierzu sind in dem Plan ein allgemeines

Wohngebiet,

eine Sonderbedarfsfläche für kirchliche Zwecke sowie ein reines

Wohngebiet

ausgewiesen

.

Nach Ziffer 3

.5

der textlichen Festsetzungen sind An-

tennenanlagen

-sofern sie nicht im Dachraum untergebracht werden - als

Sarnme!anlagen

für jedes Wohncebäude auf dem Dach zulässig

.

Nachdem

die Eeiclagte im Okteber 2001 die Nutzung der Anlage untersagt hatte,

Cte :lte

die Klacerin unter dem 7

.

Dezember 2001 hierfür einen Bauantrac, wies

dabei

allerdincs darauf hin, dass die Anlaae ihrer Ansicht nach nicht genehmi-

gungspflichtig

sei

.

Mit

Eesc^e

:d

vorn 22

.

141ai 2CC2 le^nte die Sek!acte die Erteilung der Baugenehmi-

gurc

ab und fünfte zur Begründung aus

.

die Mcbilfunksendeanlage widerspreche

der

Festsetz

::rcen

des Bebauungsplans

.

Nach der Zweckbestimmung des

Scr,cercetietes

k nne sie dcr, vieder aerere!I roch ausnahmsweise z

.:ceiassen

werden .

Eine Eefreiunc gemäß § 31 Ats

.

2 EauG6 werde nicht erteilt, weil sich

der

zustärdice ,

.Iussc^uss

der Beklagten nicht dafür ausgesprochen habe

.

Bereits

vor der Zusteilurc des Acie^nungsbescheides hatte die Klägerin am 27

.

Mai

2002 Untätigkeitsklage erhoben und zur Begründung ihre Ausführungen aus

cerr

Genehmigungsverfahren wiederholt und vertieft, dass es sich bei der

streitigen

Sende-plage um eine baugenehmigungsfreie Anlage nach § 62 Abs

.

1

Nr .

4 b LBauO handele und auch keine genehmigungspflichtige Nutzungs-

änderung

versiege

.

Zudem handele es sich um eine nach § 14 BauNVO und ge-

mä?

Ziffer 3

.5

der Textfestsetzungen des Bebauungsplans bauplanungsrechtlich



zulässige Anlage, weshalb sie für den Fall, dass eine Baugenehmigung erforder-

lich sei, einen Anspruch auf die Erteilung derselben habe .

Die Beklagte hat dem entgegengehalten, die Mobiifunkanlage ste!le nach über-

wiecender obergerichtlicher Auffassung eine nicht wesentlich störende gewerb-

liche Nutzung dar . weshalb vorliegend von einer genehmigungsbedürftigen

Nutzungsänderung auszugehen sei . Die für die Genehmigung erforderliche Be-

freiung von den der Zulassung der Anlage entgegenstehenden Festsetzungen des

Eebauunasp!anes künne nicht erteilt werden, weil sie sich nicht über die Ver-

sagung des Einvernehmens durch das zuständige politische Gremium hinweg-

setzen könne.

Das Verwa!turcsaericht Koblenz ha* die Bek!aete du, rc,n Urteil vem B . Ok.eber

21J1C2 unter Au,neb-, ng des Abiehnunasbescheides verpflichtet, die beantragte

Baua?nehmicunc für die ~ilobiifunksendeanlace zu erteilen . Es hat zur Be-

aründuna ausgeführt . die Mebilfunkstaticn sei mit dem Hochhaus Kar'-!-~ärie-

Stra2e 1 untrennbar verbunden und füge der bisherigen Nutzung eine reue ge-

werbliche Nutz .-nc hirzu weshalb die Errichtung der Anlage als Nuzurgs-

ander~.;na genenmigungspflichtie sei . Die Klägerin habe einen Anspruch auf die

Baugene,imicunc, weil die Voraussetzungen für eine Erteilung der Befreiung ge-

mäß 31 Abs . 2 EaUGB erfüllt seien Die zur Genehmigung anstehende Ariaae

berühre nicht die Grur,cz ,*~ee der Planune Die Nutzune der festgestellten Sonder-

beoarfsfläcne vve " -e zur--h das Verhauen nicht in Frage gestellt . Die Abweichung

Jcn gen Festsetzungen des Bebauungsplanes sei auch i .S . vcn § 31 Abs . 2 Nr . 1

BauC-c aus Grürcer oes Allgemeinwohls erforderlich . Hierzu zähle nämlich die

flächendeckendz- VersCIrgung mit Teiekommunikationsdienstleistungen . Die An-

bringun.g der PVlocilfunksendeaniage auf dem vorgenannten Hochhaus sei ferner

städtebaulich ve-retbar. Die Platzierung der Anlage auf dem Gebäude beein-

trächtiee weder d ;e Umgebungsbebauung oder deren Nutzung noch das Ortsbild .

Insbesondere stelle die Anlage nicht das Gebot, gesunde Wohn- und Arceitsver-



hältnisse zu wahren, in Frage. Von ihr gingen keine für die Nutzung des Alten-

heims oder die umliegende Wohnbebauung unzumutbaren Immissionen i .S . der

§§ 3, 22 BImSchG aus . Die nach der 26 . Verordnung zur Durchführung des

Bundesimmissionsschutzgesetzes in Verbindung mit der hierzu ergangenen An-
lage festgesetzten Anforderungen an die Errichtung und Beschaffenheit von Hoch-
und Niederfrequenzanlagen würden eingehalten . Das folge aus der aufgrund § 59

Telekcmmunikaticnsgesetz i.V.m . § 6 der Telekornmunikationszulassungsver-

crdnung unter dein 9 . November 1999 erteilten Standortbescheinigung der
Regulierungsbehörde für Te!ekcmmunikatien und Post, ausweislich der bei Ein-
haltung der festeeschriebenen Sicherheitsabstände die derzeit eültieen Personen-
grenZNerte der 26. BImSchV nicht überschritten würden . Anlass, die Richtigkeit
der Bescheinigung anzuzweifeln, bestünde nicht. In Einklang mit der Recht-
sprechung des ELndesverfassungsgerichts und der Rechtsprechung des Ober-
ver,rraituncscerichts Rheinland-Pfalz sei aber davon auszugehen, dass der Ver-
crdnungsgeber mit dem Erlass dieser Verordnung der staatlichen Pflicht aus Art . 2
Abs . 2 Satz 1 GG, das Leben und die körperliche Unversehrtheit zu schützen, in
veri'assuncscer~,äZ~er Weise nachgekommen sei . Das habe zur Fcice . dass die
Eelance an gesunde Vlchn- und Arbeitsverhältnisse als gewahrt anzusehen seien,
wenn, wie hier, cle Anforderungen der 26 . EImSchV beachtet würden . Die Ab-
weichung von der Festsetzungen des Bebauungsplans sei auch unter Würdigung
der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar. Die Zu-
lassung der Anlage verletze nicht den Anspruch Dritter aus den angrenzenden
Wehngebieten auf Wahrung der Gebietsart. Ein solcher Anspruch sei hier schon
deshalb nicht gegeben, weil das Hochhaus, auf dem sich die Antenne befinde, in
einem Gebiet liefe . das als Sonderfläche für ein Altenheim ausgewiesen sei.
Weder die planerischen Festsetzungen noch die Planbegründung des Bebau-
ungsplans Nr. 23 ließen erkennen, dass zwischen der Scnderbedar'sfläche
�Altenheim, Altenwohnheim" und den übrigen anarenzenden Gebieten ein

wechse!seitices durch die Planung vorgegebenes Austauschverhältnis bestehe .

Vielmehr lasse die erfolgte Abgrenzung der Sonderbedarfsfläche von den übrigen

Gebieten nur den Schluss zu, dass ein solches Austauschverhältnis durch den Be-



bauunescian Nr 23 gerade nicht begründet werden sollte . Zudem falle die Anlage

im Verhältnis zu den Gebäuden des Altenheims optisch nicht ins Auce und ent-

falte lediciicn eine Wirkung wie eine untergeordnete bauliche Anlage, sodass

deren Errichtunc sich auch nicht als Beginn der Veränderung des Gebiets-

charakters darstelle . Da die immissionsschutzrechtlichen Anforderunaen erfüllt

seien, sei auch die Pflicht der Klägerin aus § 15 Abs . 1 Satz 2 BauNVO, auf die

Belange der Umgebung Rücksicht zu nehmen, gewa'firt . Bei pflichtgemäßer Er-

messensbetätigunc sei hier eine Befreiung zu erteilen . hier liege nämlich eine Er-

messensr;~: ; . :zie "ur,g auf Null dahingehend vor, dass die Befreiung zu erteilen sei,

da keine sachlichen Gründe von der Bek!aeten voreetranen seien oder ersichtlich

wären, die e.ne ablehnende Befreiungsentscheidung rechtfertigen könnten . Da

das Vorhaben auch keine sonstigen baurechtlichen oder ci~ent!ich-rechtlichen

Vorschrrten 'jer'e "--e, habe die Klägerin einen Anspruch auf die Erteilune der be-

antragten G`nenrn~cung-

Zu .- Ee^r :.rdur.c der durch Bescr,iuss des Senats vom 31 . Januar 2003 zuge-

lassenen Eer ,ufunc trägt die Beklagte vor, das VerNaltungsgericht habe über-

sehen, dass die Krage ver~rüht und desvveger schon unzulässig gewesen sei . Die

Eauantrags~ntcrGg~n seler nämlichu.-.vollständig gewesen, ca die Original-

Standorbescneiniguna nicht vorgelegen habe_ Die Klageerhebung sei jedenfalls

miss.-raucr,iic,- gewesen, da die Klägerin im-Zeitpunk; der Klageerhebung bereits

darüber infcr-nie" worden sei, dass ein Ablehnungsbescheid ercer;en vier--e . Zu-

dem sei eine wirxsarrme Bevollmächtigung der Vertreter der Klägerin in der münd-

lichen V_r; ardlunc nichi erfolgt . Darüber hinaus stehe der Kiagenn der geltend

gemachte A.rscr ,c� nicht zu Die Voraussetzungen für die Erteilung einer Be-

freiune na~zn c 3' Albs. 2 BauGB seien nämlich nicht erfüllt . Die Errichtunc und der

Betrieb der ^11ebiif;jnkanlage lasse sich mit den Grundzügen der Planurg nicht

vereinbaren . Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans kämen nur

Nutzuneen in Betracht . die unter den Katalog der � reinen Wohnnutzung' oder

einer Altentee:mwchnnutzung fielen_ Die Anlage diene zudem nicht dem Wohl der



Allgemeinheit . Sie sei für eine angemessene Telekommunikaticn i .S . des Art . 87 f.

GG nicht erforderlich . Der Klägerin gehe es lediglich darum, ihre Marktposition zu

verbessern . Selbst wenn die Voraussetzungen des § 3 1 Abs. 2 BauGB

hypothetisch zu bejahen seien, scheide eine Befreiung hier gleichwohl aus, weil

die Beklacte aus Erwägungen der Gesundheitsvorsorge gefährdeter Be-

völkerungsgruppen, insbesondere Kinder und Senioren, aus planerischen Er-

wägunce^ eine Standortkonzepticn für Nlobilfunkanlagen in ihrern Stadtgebiet er-

arbeite : habe und danach insbesondere der Geltungsbereich des Bebauungsplans

Nr. 22 � c- %lcbiifunkanlagen freigehalten werden solle . In Betracht kämen hin-

gegen andere gleich gut geeignete Standorte im Stadtteil Kaihause . Der Stadtteil

Kaihause -abe sicherlich seine tccearaohisciien Besonderheiten. Dennoch sei es

anderen ;~icbilfLnkbetreibern möglich, diesen Standort - und rNar von anderen
Gr,:nds :::c:cen aus - fläc^endeckend zu verscrgen . Dann müsse das auch der

Klägerin ceiingen können . Notfalls müsse sich die Klägerin mit der Möglichkeit

auseinandersetzen, die gewollte fvlcbiifunkabdeckung über zwei Mcbilfunksende-

standcrte z ,., erreichen Es sei auch nicht ihre Aufgabe, als Gecerbeispiei zu dern
vcn der K:-gerir, ce ,NÜnsc^terz Standor, � realisierbare Alternativstandorte" zu be-

rennen . Es cenüce vielmehr die Feststellung, dass es der Klägerin möglich sein

müsste Standorte in planungsrechtlich unproblematischen Bereichen zu finden .

Vcr diesem Hintergrund liege eine Ermessensreduzierung auf Null nicht vcr . Die

Klägerin nahe nämlich keinen Anspruch auf Zilassuna eines Standortes, der für

sie optimale Ausstrahlungsrerausse ungen biüte . Es sei auch nicht sc . dass vor

der Er~ch,t~.:ng der Anlage eine Abstimmung des Standortes mit städtischen Be-

diernsteter' ~rfclct wäre Allerdings kdnne auch eine derartige Abstimmung die

notwendice Befreiungsentscheidung und die dieser vorangehende Abwägung

nicht erseze^ .



Die Eek,acte beantragt,

Die K:ä~Drin beantragt,

die Berufung zurückzuweisen .

unter Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts Koblenz vom B .

Oktober 2002 die Klage abzuweisen .

Sie tri=_t vcr ihre Klage sei als Untätigkeitsklage zulässig genesen . Entgegen

dein `Jcr.;ag der Beklagten sei die Standerbescheinigung dem Bauantrag beice-

fügt was die Beklagte aus ,.veislich eines entsprechenden Vermerks in

der cauat:en scäter auch tatsächlich erkannt habe . Selbst wenn diese Stander-

besche :nicurg gefehlt haben sollte, könne daraus nicht geschlcssen werden, dass

ein z .:-e :cherder Grund i .S vcn § 75 Sa- ., VwGO für die Untätigkeit der Be-

klagten vcrzelegen habe . weil diese den Bauantrag aus ganz anderen Gründen

acae!errt nage die anceb-iich fehlende Standcrsbescheinicurc für die behörd-

liche Entsoheiduna also keinerlei Relevanz gehabt habe . Die Voraussetzungen für

eine Ee=re~ .:ra nach § :,1 Acs . 2 BauG-C seien erfüllt . Die hier zu beurteilende

Nut<~rcsGnderurg stelle lediglich eine geringfügige Andenure dar . Die Nutzung

des }-cci- nauses als Aitenwehnheim werde hierdurch überha ,-, .c".nicht beein

treCr

	

cder zusatzilcner Verkehr YvCrcen von der Aniace -iCht hervcrae-

rufen . Sie 3iene auch dem Wohl der Allgemeinheit, nämlich der Sicherstellung der

Verscr~� urc mit Te!eksmmunikationsdienst!eistunge^ . Ohne die streitige Anlage

bestünce eire Unterversorgung in diesem Bereich, was fachlich nachweisbar sei .

Anges :crts ;hrer geringen Dimension sei die Anlage auch stäctebaulich vertretbar .

Eine Eeeinträchtigung nachbarlicher Belange sei nicht ersichtlich . Maßgeblich

seien, -ier rämiich nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes

und ges Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz die Grenzwerte der 16 .



BImSch'!, die vorliegend nicht überschritten würden . Soweit die Beklagte in

diesem Zusammenhang auf andere Unterlagen abstelle, seien diese nicht maß-

geblich, .veii sich hieraus gesicherte Erkenntnisse über die Gefährlichkeit von An-

lagen mit Strahlungen unterhalb der in der 16 . BImSchV normierten Grenzwerte

nicht ab eüen ließen . Dass die Voraussetzungen für eine Befreiung vorlägen, sei

außerce^c"Itlich von der Beklagten niemals bestritten worden. So habe gerade

das Bauaufsichtsamt der Beklagten die Erteilung einer ^Befreiung empfohlen . Zum

gleichen Ercecnis sei die SGD Nord gelangt . Das Verwaltungsgericht habe auch

zu Rec~-: : eine Ermessensreduz:eruna auf Null festgestellt, weil der streitige

Standcr-, ri.r zur flächendeckenden Versorgung erforderlich sei und Alternativ-

standcrte Me sie von der Beklagten ins Gespräch gebracht werden seien, unge-

e ;cnet se:er Scwehl ein Stander-, auf der Fachhochschule als auch auf dem

Bundesarc-.ri sei wegen der togographischen Situation nicht geeignet, eine

flächerdecKende Versorgung der Karthause sicherzustellen . Die von der Ee-

klagten arcesNrcchene Lösung durch zwei verschiedene Standorte sei zum einen

mit ur~er-ä .tnismä3igen tilehrkcster vercuncen und würde des Vleiteren be-

deuten . dass dcr. Antennenaniacen errichtet werden müssten, die nicht nur

wenige f~le ".er sondern wesentlich höher und damit optisch erheblich störender für

das Stact,iic wären . Zudem gebe es gerade in der Nähe der von der Beklagten

vcrgeschia_enen Aiterrativstandcre Einrichtungen wie Kindercaren und Schulen,

in deren Ni=:re Mobiifunksendeaniagen nach eiper Vereinbarung der kommunalen

Spitzervercande mit den Nlcbilfunkretzbetreibern nicht errichtet werden sollten .

Der Starcc7 se! zudem vor der Inbetriebnahme mit der Beklagten abgestimmt

worden . ras erkläre, warum die Beklagte zunächst die Empfehlung

ausaescrccre.n habe, die Befreiung zu erteilen .

Wegen ::e , weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug ge-

ncmmen; au= den Inhalt der Gerichtsakten, die Verwaitungs- und Widerspruchs-

akten cer ~e~daeten (3 Hefte), den Bebauungsplan Nr . 23 für das Baugebiet



�Karhä::ser Hof' der Stadt Koblenz (1 Heft und 4 Pläne) sowie die Gerichtsakte 1

L 1267.'C2 .KO . Diese Unterlagen waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung .

Die Eenr,fung ist zulässig .

Entscheidungsgründe

Sie hat ;edoch in der Sache -keinen Erfolg . Das Verwaltungsgericht hat die Be-

klagte nä :niüch zu Recht dazu verpflichtet, der Klägerin die begehrte Baugenehmi-

eune zur Errichtung einer Nlcbilfunksendeanlaee auf dem Hochhaus Kar-Härle-
Straße ' unter Befreiung von den entgegenstehenden Festsetrungen des Bebau-

ungs-iars Nr. 2? "Karthäuser Hof' gemäß § 31 Abs . 2 BauGB zu erteilen . Die Be-

klagte kan^ sich demgegenüber nicht darauf berufet`,, zwischenzeitlich ein sachge-

rechtes C-ardertkonzept für die Verteilung von Mobilfunksendeanlagen in ihrem

Stadtceb e-. eritvvicke!t zu haben und ihrer irr. Rahmen des 2' r.bs . 2 BauGB zu
treffe^d='^ Ermessensentscheidung zugrunde zu leger., das es rechtfenicen

würde :: ;e Z-ilassung des streitgegenständlichen Vorhaben an dem gewünschten

~:ar'.ec-: _uszuschlieaen . Dabei ist festz .:halter, dass ein dera-:ges Konzept im

erstirs;a7z:ichen Verfahren nicht vorgelegt worden war, weshalb für das

Ver.vaa ..rcsgericht auch kein Aniass bestehen musste hierauf einzugehen .

Ges^a!b � ann sich im vorliegenden Berufungsverfahren allein die Frage stellen, ob
die Ee:C.ac-e ZNischenzeitlich ein derartiaes sachgerechtes Konzept entwickelt

nat . a :.fg~-- d dessen sie ermessensfehlerfrei die Erteilunc einer Befreiung gemäß

:,', ~.Lrs

	

BauGE bezüglich des streitigen Standortes ablehnen kann . Das ist zur

Über~~uc :.ne des Senats aber nicht der Fall

<--oweit g e 3eklagte bereits die Zulässigkeit der hier erhobenen Untätigkeitsklage

verne!r. -, . : ;eil cie Bauantragsunteriagen urvollständig gewesen seien und die

Behörde ceshalb mit zureichendem Grund im Sinne von S 75 VwG0 über den

Bauantra-. ::is zur Klagerhebung nicht entschieden habe, ist diese Argumentation



nicht ~:berzeugend . Zwar ist die Standortbescheinigung der Regulierungsbehörde

für Te .ekcmmunikation und Post mit Schreiben der Bauaufsichtsbehörde vom 7 .

Januar 2002 tatsächlich von der Klägerin angefordert worden . Sie lag indessen -

in Kcpie - dort längst vor, was ausweislich eines handschriftlichen Vermerkes auf

dem E:rNUrf des vorgenannten Schreibens von der Behörde hernach erkannt

worden ist, weshalb die Vorlage der Standortbescheinigung in der Folgezeit auch

nicht .-ie ; te .- verfolgt worden ist . Dass das Bauaufsichtsamt der Beklagten

tatsächlich von dem Vorliegen der Standcrtbescheinigune und offensichtlich

ebenfa;a davcn ausgegangen ist, dass die Kopie derseiben ausreicht, wird
deutlic- aus der Verlage des genannten Amtes für die Sitzung des

Facha .:sScr,usses am 12 . März 2C02, in der auf S . 2 ausceführ wird

( EauaK:c EI 30

	

)

'sie Standcrbescheinigung der zuständigen Reguiierungsbehdrde im
! iir,biick auf die durch die Mcbilfunkanlagen ausgehenden Impulse liegt
1cr . Eine Abiehnung aufgrund möglicher Gesundheitseefahren hat damit
'eire Rechtsgrundlage."

~`lesha .b b ;ese Einschätzung des eigener; Eauaufsichtsarntes rechtlich fehlerhaft
ceweser sein sclIte, alsc erst noch das Or;ginal der Standcrt~^_escheinigung hätte

verceie_- verder müssen, zumal auch nicht ansat-Heise dargetan werden ist, es

hätten e?.� -ja Z~Neifel an der Richtickeit der vergelecten Kcpie bestanden, hat die

Bekiacte r ;cht erläutert . Auch der Senat vermag nicht zu erkennen, dass das

Eauaufs,cr,tsamt inscweit zu Unrecht vor, der Vcllständickeit der Antragsunter-

lacen a-scegangen wäre

Ebersc

	

bestehen Anhaltspunkte dafür, die Erhebung der Untätigkeitsklage

sei seinerze!t missbräuchlich durch die Klägerin erfolgt . Immerhin lag der Bauan-

trag im Zeapunkt der Erhebung der Untätigkeitsklage fast sechs Monate zurück .

Der Fac;- "-ereichsausschuss hatte bereits in seiner Sitzung vom 12 . März 2002 die

Erteilunc einer Befreiung abgelehnt . Wenn die Klägerin daher Ende Mai nicht

weiter bis zum Ergehen eines Ablehnungsbescheides zugewartet hat, so ist das

vor diesem' Zeithorizont nicht missbräuchlich .



Z,vischen den Beteiligten besteht offensichtlich kein Streit mehr darüber, dass die

mit dem vorgenannten Hochhaus verbundene Mobiifunksendeanlage unabhängig

vor, ihrer - verhältnismäßig geringen - Größe deshalb einer Baugenehmigung

bedarf, weil sie der für das Grundstück genehmigten Nutzung eine - weitere -

cewernliche Nutzung hinzufügt, sich daher also als Nutzungsänderung erweist .

Diese baurechtliche Einordnung von Mobilfunksendeanlagen, die nicht als

eice^ständige Anlaaen, sondern auf bestehenden, anderweitig genutzten

~a .:lic:,erl Anlagen errichtet werden, ist inzwischen einhellige Auffassung der

cbercerlcntllchen Rechtsprechung, worauf i r^ Übrigen auch das

Ve^.vaituncsgerich` schon hingewiesen hat . Ebenso wenig dürften die Beteiligten

ncc^ darüber streiten, dass die hier zu beureilende gewerbliche Nutzung mit den

Fes --se .z ,-ngen des für diesen Bereich geltenden Bebauungsplanes nicht in

`irRiarc seht. Maßgeblich ist insc~.veit die Festsetz ,.inc =ür das Sondergebiet

",~.i:enne!r-i . Altenwohnheir .̂" Aus dieser gemäß § 11 Abs . 2 Satz 1 BauNVO

icrgencrr,mener Zweckbestimmung des Sondergebietes eraibt sich, dass dort

,. . . e ge~verbücne Nutzung, die mit der Betreuung von alten Menschen im

~.It~nreim ccer Altenwohnheim nicht in Verbindung steht, nag^ den

Festsez:ineen des Bebauungsplanes nicht zugelassen werden kann . Gleichwohl

soh,eit=r; ^ieran cle Zulassung des streitigen Vorhabens nicht, weil gemäß § 31

'Dz 2 ~a~:L7C Eire Befreiung von den Festsetzungen des Bebauuncscianes

-. .C ii werden kann . wenn die in der cenarunter Norm im E:nze!nen aufce "ür,r:en

'v'oraussc-zuneen erfüllt sind Sc liegt der Fall hier .

.',:'Tassung der Beklagten 1legen dle tatbestandsmäßigen Voraus-

--es c 3 1 Abs . 2 BauGB für eine Befreiung vor . wie bereits das Ver-

,rea .t_ncsgericht in dem angegriffenen Urteil zutreffend ausgeführt hat, worauf zur

Verr-- eicurg von V`liederholungen zunächst Bezug genommen wird .

Die G":rcz:iee der Planung werden durch das Vorhaben nicht berührt . Dabei ist

ES r cnt entscheidungserheblich, ob die hier in Rede stehende Nutzung der

Alten^eim-t,~lehnnutzung dient . Vielmehr stellt sich die Frage, ob die



Ntcbiifunkanlage die Zielsetzung der Bauleitplanung, in diesem Bereich alten

Menschen ein ruhiges Wohnen zu ermöglichen, in irgend einer Weise

beeinträchtigen könnte . Diese Frage ist indessen nicht schematisch, sondern

unter Berücksichtigung der konkreten Umstände des Einzelfalles zu beantworten .

Soweit die Beklagte hier den Gesichtspunkt einer reinen Wohnnutzung bzw.

Altenheim'Wohnnutzung in den Vordergrund rückt, ist anzumerken, dass gemäß

3 Abs. 3 BauNVO in reinen Wohngebieten durchaus gewerbliche - allerdings

nicht störende - Nutzungen ausnahmsweise zugelassen werden können, weshalb

vcr dem Hintergrund dieser durch den Gesetzgeber vorgenommenen Typisierung

cas Nebeneinander von scihutZNürdiger Wohnnutzung und nicht störender ge-

werbücher Nutzung also nicht grundsätzlich planerischen Grundzügen wider-

sprechen muss Auch dann, wenn hier zu berücksichtieen ist, dass der Plangeber

curcn die Z.vec,�bestimmuna des Sondergebietes der hier speziell festgesetzten

~'j'crrnut --�-ng e,nen besonderen Schutz verleihen weilte, muss die Zulassung des

st-ei ::cen Vorhacens dennoch nicht bedeuten, dass dies den Grundzi:,een dieser

F!arunc zuwiderliefe . Insoweit ist nämlich zu berücksichtigen, dass die zur Ge-
r.e-:micunc gestellte Nutzung mit keinerlei Störungen verbunden ist, die sich auf
cie fesiceserz:e Vlchnnutzung auswirken könnten . Das hat auch das

Eauaufsicntsamt der Eeklacten so cesehen und in der e . a . Vchace für den

Facncereichsausschuss hierzu ausgeführt ( Bauakte EI . 40 )

"Eie Voraussetzungen für eine Befreiumg nach § 31 Abs . 2 BauGB liegen
vcr Schädliche Auswirkungen sind nach Vcriace der Standcrtbescheini-
cura nic^t zu unterstellen . Sonstige Störungen, wie Zu- und Abgangsver-
kehr die sich auf die festgesetz~e Vlehnrutz.rg auswirken könnten,
existieren nicht."

Cas netzt cer Senat gleichermaßen . Die Beklagte hat im Berufungsverfahren

ke .rer!ei Umstände vorgetragen, die eine andere Beurteilung rechtfertigen

könnten . Allein der Hinweis, die streitige Nutzung sei dem festgesetzten Gebiets-

c^ararrer fremd, genügt nicht, weil § 31 Abs . 2 BauGB letztlich leer laufen würde,

wenn allein daraus darauf geschlossen werden müsste, dass die Zulassung eines

mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht übereinstimmenden Vor-

habens die Grundzüge der Planung berühren würde .



Entgegen der Auffassung der Beklagten erfordern auch Gründe des Wohls der

Allaemeinheit die Befreiung i.S . von § 31 Abs . 2 Ziff . 1 BauGB . Unter welchen

Vcrausse :zungen dies anzunehmen ist, hat das Bundesverwaltungsgericht in

seinem Urteil vom 9 . Juli 1978 (NJW 79, 939 f.) wie folgt formuliert :

"Gründe des Wohls der Allgemeinheit 'erfordern' eine Befreiung nicht erst
dann, wenn den Belangen der Allgemeinheit 'auf keine andere Weise als
durch die Befreiung entsprochen werden könnte', sondem nach dem Sinn
und Zweck der Vorschrift schon dann, wenn es zur Wahrnehmung des je-
weiligen öffentlichen-Interesses vernünftigerweise geboten ist, mit Hilfe
der Befreiung das Vo7haben an der vorgesehener, Stelle zu verwirklichen.
Der Begriff der Erfcraerlichkeit ist damit weniger streng als vom Be-
rufungsgericht angenommen : Die Befreiung muss nicht schlechterdings
das einzig denkbare Mittel für die Verwirklichung des jeweiligen öffent-
lichen Interesses sein ; dessen Erfüllung muss also nicht - anders ausge-
drückt - mit der Erteilung der Befreiung 'stehen oder fallen' . Auch dann,
wenn andere - auch weniger naheliegende - Möglichkeiten zu zur Er-
f;:llur,g des Interesses zur Verfüaunc stehen, kann eine Befreiung zur
UNahrnehmunc des öffentlichen Interesses in dein vorstehend erläuterten
Sinne 'vernünftigerweise geboten' sein . Dass die Befreiung dem Gemein-
,ncr,l nu~ irgendwie nüt,ich oder dienlich ist . reic :lt allerdings nicht aus ."

Diese weniger strenge Auslegung des Begriffes "erfordern" hat das Bundesver-

�va :tunaszericnt deshalb als gerechtfertigt ancesenen, weil ansonsten die Wahr-

nermunc der in Betracht kommenden atypischen Gemeinwohlinteressen unan-

cemesse- erschwer: würde und weis daneben noch ein vieiteres, dieBefreiungs-

einschränkendes Kriterium zu beachten sei, nämlich. dass die mit der

BE:-eiunc er;rceüc~ te Abweic^une auc~- unter Würdigung der nachbarlichen

Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sei. Die Nctwendigke t, im

E;nZelfall Abweichungen vor der, Festsetzungen CES Bebauungsplans zuzu-

lassen, ervibt sich daraus, dass die mit einer Normierung rege!mäßlg verbundene

=bstrakticn und Verallgemeinerung unvermeidbar zu Differenzen zwischen dem

P,egeiungsinhalt und dem hinter der Regelung stehenden Schutzgut führen

k,nr,en . ~veil und soweit sie besonders gelagerten Sachverhalten, die aus

tatsächlichen Gründen "aus der Regel fallen", nicht gerecht werden . Während bei

der "offenbar nicht beabsichtigten Härte" i .S . des ö 31 Abs . 2 BauGB die Atypik in

gen Rege! in dem zu bebauenden Grundstück selbst - etwa in seiner Lage oder



seinem Zuschnitt - begründet ist, besteht sie bei der in § 31 Abs . 2 Ziff. 1 BauGB
genannten Alternative darin, dass ein besonderes, bei der planerischen Abwägung
in dieser (konkreten) Stärke nicht berücksichtigtes und in dieser Stärke auch nicht
abschätzbares Gemeininteresse eine Art Randkorrektur der planerischen Fest-
setzung erfordert . Der Begriff "Wohl der Allgemeinheit' findet sich in den ver-
schiedensten Gesetzen . Er "deckt in seiner Abstraktheit eine Vielfalt von Sachver-
halten und Zwecken" und "bedarf stets der Konkretisierung im Einzelfall" (BVerfG,
Urteil vom 18 . Dezember 1998, BVerfGE 24, 367) . Die "Gründe des Wohls der All-
cemeinheit" i.S, des § 31 Abs . 2 BauGS beschränken sich deshalb nicht auf
sgezifisch bodenrechtliche Belange, sondern erfassen alles, was gemeinhin unter
der öffen;licner, Belangen oder - insoweit gleichbedeutend - den öffentlichen
Interessen zu verstehen ist (BVerwG, a .a.0 .) .

Das hat auch das VerNalturgsgericht se gesehen und in diesem Zusammenhang
auf die f<ächendeckende Versorgung mit Telekcmmunikationsdienstfeistungen ab-
ges :Eilt, der . wie aus Art . 87 f . GG ersichtlich ist, auch der Verfassungsgeber eine
besencere Bedeutung zumisst . Auch dann, wenn die Klägerin sich insoweit "ledig-
Iich am Marktgeschehen beteiligt", wie es die Eek!agte ausdrückt . besteht an der
fl2c^endeckenden Verscreuna im jeweiligen tvtebiifunknetz angesichts der Ent-
W;ck:urg des Mobilfunks in den vergangenen Jahren und des hohen Ver-
breaurgsgrades vor Hardys irZNischen unz'Neife!haft ein gesteigertes öffent-
liches Interesse das es gerechtfertigt erscheinen lässt . die Schließure von dies-
bezr::aiicher Verscrgungsiücken als eine Maßnahme einzuordnen, die dem Wehl
der Allgemeinheit dient . Dem wird sicherlich nicht mit der offenbar hinter den
Ausführungen der Beklagten stehenden Überlegung Rechnung getragen werden
kcrr,en, dass irgend ein Mcbiifunknetz auch den Bereich des Stadtteils Karthause
vcilständic abdeckt . Es mag bei stationärer Nutzung von Telekcmmunikaticnsein-
richtunger genügen, den jeweils - gegebenenfalls allein - den fraglichen Bereich
abdeckenden Netzbetreiber als Vertragspartner für Teiekcmmunikationsdienst-
teistungen auszuwählen, trägt indessen nicht dem bereits in der Bezeichnung
Mobilfunk zum Ausdruck kommenden Umstand hinreichend Rechnung, dass auch
ein gewichtiges öffentliches Interesse daran besteht . dass der jeweilige Nutzer



eines spezifischen Mobilfunknetzes sich eben durchaus mobil bewegt und inso-

weit eine flächendeckende Versorgung seines Mcbilfunkbetreibers benötigt . Eine

ausreichende flächendeckende Versorgung kann deshalb sicherlich nicht in dem

Sinne verstanden werden, wie es die Beklaate aber offenbar tut, dass ver-

schiedene - jeweils an anderer Stelle - lückenhafte Mobilfunknetze - gleichsam

übereinanderge!egt - den gesamten Raum abdecken.

A.Ilerdirgs folgt daraus noch rächt, dass gleichsam autcmatisch unter Berufung auf

das vorstehend dargelegte öffentliche Interesse das Vlchl der Allgemeinheit eine

Ee;reiunc erfordern würde, weil es in diesem Sirne immer entgegensteherden

Fes:setzurigen eines Bebauungsplanes entgegengehalten werden kdnnte .

Vielmehr sind die Umstände des jeweiliger, Einzelfalles dafür maßgeblich, ob das

Vlchi der Allgemeinheit auch tatsächlich die Eefreiung "erfcrdert° . Zum einer

muss es sich um einen Sonderfall im oben beschrieberen Sinne handeln und zum

arceren muss die Abweichung ven den Festsetzungen des cebauungspianes

V~ .'nUrtilcerweise gebeten sein" .

Davor, cass das vorstehend geschilderte Gemeininteresse bei der planerischen

r.b,väaunc bezügiic .-~ des hier maßgeblichen Bebauurgsplars in dieser

i.kc-k .eteni Stärke nicht abaeschä= . wehi ucerrauct rieht berücksichtigt worden

ist kann hier angesichts der Tatsache ohne weiteres ausgegangen werden, dass

der rcrgenannte Eebauungsclan in seiner Urfassung bis in die Mitte der siebziger

Jage zurücKre!cht und sich auch die nachfeige^,;.en Änserungen ersichtlich nicht

mr den Nctwendiakeiten der Schaffung eines flächendeckenden Te!ekommunika-

ticesr:e,zns . bez-gen auf gen Mobilfunk, auseinander setzen . Gegenteiliges trägt

aucn die Beklagte nicht vcr. Hirzu kommt. dass erst im Verlaufe der letzten Jahre-

durch die ebergerichtliche Rechtsprechung geklärt, werden ist, dass derartige

fitcztifu-nksendeanlagen als sonstige nicht s*~örende gewerbliche Nutzung einzu-

ordnen sind, sich also nunmehr aus dieser erst vor kurzer Zeit erfolgten bau-

planungsrechtlichen Einordnung einerseits und der Typisierung der jeweils festge-

se:z,en Eaugebiete durch die Baunutzungs-lerordnung andererseits Be-



schränkungen ergeben, die der jeweilige Plangeber in der Vergangenheit in

diesem Sinne nicht berücksichtigen konnte . Davon abgesehen würde es aber zur

flächendeckenden Versorgung auch nicht ausreichen, wenn ohne Rücksicht auf

die Notwendigkeiten des Mobilfunks an anderer Stelle Baugebiete für gewerbliche

Nutzung ausgewiesen worden wären, sofern diese Baugebiete topographisch un-

günstig lägen und die erforderlichen Sendeanlagen nur auf unangemessen hohen

Masten betrieben werden könnten .

Liegt demnach ein derartiger vom Plangeber nicht berücksichtigter Sonderfall vor-

lie2t, in dem das öffentliche Interesse im vcrbeschriebenen Sinne im Rahmen der

pianerischen Abwägung nicht die nötige Berücksichtigune finden konnte, was eine

Fcardkcrre~tur rechtfertigt, bedeutet dies nicht . dass hiermit gleichsam an jedem

beüebicen Standort innerhaib des Plangebietes dem Begehren des jeweiligen

Nerzbetreibers zur Errichtune einer Mobiifunksendearlaee durch Befreiung von

den Festsetzunaen des Bebauungsplans Rechnung getragen werden müsste .

Vie!rr,ehr muss dies im oben dargelegten Sinne "vernünftigerweise geboten" sein .

Cas ist hier zur Überzeugung des Senats je-cch der Fall .

Cabei ist zu berücksichtigen, dass sich aufgrund der Netzstruk:ur und der

Tceegraphie häufig Zwangspunkte ergeben, die eine beiiebige Verschiebung des

StanCeres ausschließen . 1Neiterhin ist nicht außer Acht zu lassen, dass

raturgemäß bereits bestehende hohe bauliche Anlagen, wie im vcr'iegenden Fall,

at.f deren 'deiner dimensionierte Sendeanlage eine ausreichende Netzversorgung

ce:vährleisten, es ermdgiichen, den Versorgungsauftrag zu erfüllen, ohne

h!erdurch gas Ortsbild zu beeinträchtigen . Außerdem. kommt es nicht darauf an,

dass der gewünschte Standort der einzig denkbare ist . reit dem die ausreichende

Netzversorgung �stehen oder fallen" würde, wie es das Eundesverwaltungsgericht

ir, seinem l.'reii vorn 9 . Juli 11978 ( a .a.0 . ) formuliert hat . Darüber hinaus liegt es

auf der Hare, dass ein Alternativs andcrt, an dem besonders hohe Sendemasten

errichtet werden müssten, zu unter Umständen sehr hohen Kosten bei der

Verwirklichung eines solchen Vorhabens Zwingt . Wie das Bundesver-

waitungsgericht in der oben genannten Entscheidung ausgeführt hat . sind maß-



gebend dafür ob die Befreiung "vernünftigerweise" geboten ist . unter Umständen

aber auch die - nach objektiven Kriterien zu beurteilende - Frage der Zumut-

barkeit und der Wirtschaftlichkeit (BVerwG a.a .0 . S . 940) . Vor dem Hintergrund

der vorstehend dargelegten Überlegungen rechtfertigen die Ausführungen der

Beklagten im Berufungsverfahren nicht die Annahme . das Verwaltungsgericht sei

zu Unrecht davon ausgegangen, dass die Erteilung der Befreiung

.,vernünfiigervveise geboten" sei .

Ausweislich der von der Klägerin mit Schriftsatz vom 9 . April 2003 und in der

mündlichen Verhandlung vorgelegten Unterlagen über die derzeitige Netzver-

sorgung . die Versorgung vom gewünschten Standort und die Versorgung von den

von der Beklagten vorgeschlagenen alternativen Standorten (Fachhochschule und

Bundesarchiv' ergibt sich, dass derzeit die Karthause unzureichend versorgt ist

und dass die von der Beklagten vorgeschlagenen alternativen Standorte keines-

wegs gee!gne " sind, eine vergleichbare `Jersorgung z, gewähr!eisten, wie dies von

dem streitigen Standort, aus zu erNarz-n steht . Dies gilt se!bst dann, wenn an

beiden Standorten Sendeanlagen errichtet würden e .-st recht aber, wenn jeweils

nur einer der Alternativstandorte eewählt wird Das lässt sich ohne weiteres

erkennen . wenn man die in den entsprechenden . von der Klägerin vorgelegten

Grafiken mcde!Ihaft dargestellte Versorg uress ;tuation an den Alternativstandoren

Eundesarchiv und Fachhochschule auf die Grafik bezüglich des gewünschten

Standortes übertragt . Dieses Ergebnis ist auch plausibel vor dem Hintergrund,

aast der von, der Klägerin gerungene Standort ein topographisch günstig

telegenes Hccrinaus ist . Dieser Umstand mag die Benagte se!bst dazu bewogen

riaben die dein Funkverkehr der städtischen Feuerwehr dienende

.~.ntennenanlaae auf einem benachbarten Hochhaus des a!eichen

A!tenwohnheimträgers zu errichten, was es nahe legt, anzunehmen, dass auch die

Z-ekiagte von einer besonderen Lagegunst dieses städtischen Bereichs für

erartice Etrüc^tunaen ausgeht . Des Weiteren hat die Klägerin für den Senat

aurchaus nachvollziehbar in der mündlichen Verhandlung vorgetragen, dass an

.en von der Beklagten genannten Alternativstandorten erheblich höhere

SenCemasten mit Antennenanlagen errichtet werden müssten, was zu hohen



Mehrkosten zwingen würde. Dabei geht es nicht etwa um einige wenige Meter, die
dort die Sendeanlagen höher sein müssen . Soweit die Beklagte dem letztlich
lediglich pauschal damit entgegengetreten ist, dass sie dies alles mit Nichtwissen
bestreite, gibt das dem Senat keine Veranlassung, die Ausführungen der Klägerin,
die sich mit den vom Senat in anderen Verfahren gewonnenen Erkenntnissen
decken, in Zweifel zu ziehen .

Hinzu kommt, dass die Überlegungen der Beklagten sich offenkundig, wie die
Nachfrager. des Senats in der mündlichen Verhandlung ergeben haben, auf rein
theoretische Erwägungen beschränken, ohne dass überhaupt geprüft worden
wäre, ob an den angesprochenen Alternativstandorten überhaupt die Errichtung
von Antennenanlagen möglich ist . Die Beklagte, die nicht Eigentümerin der von ihr
ins Feld geführten Bauten ist, auf denen ihrer Meinung nach derartige
Mobilfurksendeanlagen errichtet werden kennten, hat sich nämlich nicht etwa mit
den jeweiligen Grundstückseigentümern in Verbindung gesetzt und abgeklärt, ob
diese die Errichtung derartiger Anlagen auf ihren Bauten tatsächlich gestatten
würden . Offenkundig ist das auch nicht der Fall .

Es darf nämlich im vorliegenden Fall nicht übersehen werden, dass sich die
F, üfung von Aiternativstandcr~en hier rNancsläufig ganz anders gestaltet als etwa
die Prüfung von P!anuncsaiternativen im Rahmen einer Planfeststellung für eine
Straße. Anders gis einem Vorhabenträger im IeLzteren Fall steht der Klägerin hier
nicht die %lögiichkeit der Enteignung zur VerMrklichung des im Rahmen der Ab-
wägunc der widerstreitenden Interessen gefundenen Planungsergebnisses zur
Seite . Sie ist zur Schließung der Versorgungslücke vielmehr auf die Standorte be-
schränkt . die einerseits den technischen Erfordernissen genügen, die aber
andererseits auch tatsächlich zur Verfügung stehen (vgl . Urteil des Senats vom
1 .März 2001 -1 A 11232198 .OVG-) . Deshalb kann eine in diesem Zusammen-
hang relevante Alternative nur eine solche sein, die sich innerhaib des durch die
Zwangspunkte der Mobiifunktechnik vorgegebenen Raumes tatsächlich mit den

Möglichkeiten des Netzbetreibers verwirklichen lassen . Rein theoretische Ober-

legungen können die flächendeckende Versorgung mit den hier in Rede stehen-



den Dienstleistungen nicht sichern . Gewährleisten also die von der Beklagten vor-

geschlagenen Alternativstandorte keineswegs eine vergleichbare Schließung der

bestehenden Netzlücke, wäre des weiteren eine vergleichbare Versorgungs-

sicherheit dort nur unter erheblichen Mehrkosten zu erreichen - ungeachtet der

damit verbundenen nachteiligen Auswirkungen auf das Stadtbild - und sind

schließlich die Alternativen allenfalls theoretisch denkbar aber nicht praktisch um-

setzbar, dann besteht für den Senat ebenso, wie für Dias Verwaltungsgericht, kein

Zweifel caran, dass im vorlie,genden Fall eie Befreiung von den Festsetzungen

des Bebauungsplans bezüglich des streitigen Standortes �vernünftigerweise ae-

boten' ist. Dem kann auch nicht entgegergehalten werden, anderen Netzbe-

treibern gelinge der Lückenschluss ja auch ohne den streitigen Standort . Dabei

bleibt nämlich zum einen die jeweilige Netzstruktur der einzelnen Mobilfunkbe-

treiber außer Betracht, aus der sich jeweils unterschiedliche Zwangspunkte er-

geben kdnnten, die den engeren Raum vorgeben, innerhalb dessen die Sende-

anlage zum Lückenschluss platziert werden muss . Zurn anderen kann auch

keineswegs unterstellt werden, dass am jeweiligen Ort von Sendeanlagen anderer

Netzbetre~ber n dem Stadtteil Karthause sicherceste!!t sei . dass diese der

Klägern die PAtnutzung ihrer Anlagenträger zur Anbringung eigener Sendean-

laaen aestatter würden . Das behauptet nic^ : ei^r~ta' die Beklagte selbst .

Die Anbringunc --er Mobilfunksendeaniage aLf lern Hochhaus Karl-Härle-Straße 1

ist des Vieiterer städtebaulich ver±retbar und unter Würdigung nachbarlicher

Interessen mit cen öffentlichen Belangen vereinbar, wie das Verwaltungsgericht

zu Recht festgestellt hat . Dass die Anlage nicht das Gebet. gesunde Wohn- und

Arbeitsverhältn :sse zu wahren, in Frage steilt, hat das Verwaltungsgericht unter_

Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Seetats (Beschluss vom 20 . August

2001, NVwZ-RR 2002, 17) und den hierzu ergangenen Beschluss des Bundes-

verfassungsgerichts vom 28 . Februar 2002 (DVBI 2002, 614 ff.) ausgeführt . In

dem Beschluss vom 20 . August 2001 (a.a .0 .) hat der Senat im Einzelnen darge-

legt . dass bei Einhaltung der in der 2J . BImSc~.V festeesetzton Grenr.~rerte derzeit



nicht von schädlichen Umwelteinwirkungen durch Mobilfunksendeanlagen ausge-
gangen werden kann . Hieran hält der Senat nach wie vor fest . Auch das Bundes-

verfassungsgericht sieht das ebenso (a.a.0 .) . Dabei ist dem Senat zwar aus den
Medien durchaus bekannt, dass es auch gegenteilige Stimmen hierzu gibt, wie sie
im Übrigen auch in den von der Beklagten mit Schriftsatz vom 19 . Dezember 2002
vorgelegten Unterlagen deutlich werden . Gleichwohl handelt es sich hierbei
keineswegs etwa um eine gefestigte, sichere Schlussfoigerungen ermöglichende
herrschende Meinung in der medizinischen Wissenschaft, die gleichsam als Stand
der Wissenschaft entscheiduneserheblich ven dem Stand der medizinischen
Wissenschaft abweichen würde . wie er in der 26 . BImSchV seinen Niederschlae
gefunden hat . Hoheitliches Handeln der Ea ;iaufsichtsbehörde gegenüber dem
Betroffenen, hier der Klägerin als Bauherrin . muss sich aber an den rechtlichen
Vorgaben hierfür crientieren, soweit diese verfassungsgemäß sind . Dass dies be-
z ,joiich der 26 . EImSchV der Fall ist, hat das Eundesverfassungsaericht festge-
stellt . Damit besteht weder für die Eauaufslchtsbehörde der Beklagten noch für
das erkennende Gericht ein Anlass, die Frage, cb gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse gewahrt werden, anhand anderer Kriterien zu beantworten, als sie in
der 26 . EImSchV niedergelegt sind . Dass die hiernach geltenden Persenengrenz-
werte vcn dem Betrieb der streitigen Anlage überschritten würden, trägt aber die
Beklacte selbst nicht vor . Angesichts dieser auch vom Gericht zu beachtenden, im
Einklane mit den Vorgaben des Grundgesetzes stehenden ncrmafiven Vorgaben
einerseits und der Tatsache andererseits . dass auch nicht einmal im Ansatz
erkennbar ist . dass die maßgeblichen Persenengrenzvverte überschritten würden .
besteht im vorliegenden Verfahren keinerlei Veranlassung etwa durch Einholung
von Sachverständigengutachten der Frage nachzugehen, ob möglicherweise

durch Immissionen der streitigen Sendeanlage Krankheitsbeschwerden auftreten
könnten . wie dies die Beklagte mit der Verlage des "Freiburger Appells" und

weiterer Unterlagen durch den Schriftsatz vcm 19 . Dezember 2002 mög-
licherweise anzuregen beabsichtigt .



Sind scmit die Tatbestandsvoraussetzungen des § 31 Abs . 2 BauGB erfüllt, folgt

daraus allerdings noch nicht zwangsläufig, dass alleine deshalb bereits ein An-

spruch auf die Erteilung der Befreiung bestünde . In Übereinstimmung mit der vor-

herrschenden Lehre geht die Rechtsprechung vielmehr davon aus, dass auch bei

Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen für eine Befreiung grundsätzlich

kein Rechtsanspruch auf sie besteht . Vielmehr nehmen das Bundesverwaltungs-

gericht und ihm folgend der erkennende Senat an, dass die Befreiung von einer

Ermessensentscheidung abhängt . Allerdings mag es sein, dass für die Ausübung
r

des Ermessens häufig nur wenig Raum besteht, wenn die Voraussetzungen für

die Erteiung einer Befreiung gegeben sind (Löhr in Battis/Krautzberger/Löhr

EauGE . B . Aufs § 31 Rdnr. 43 ; Jäde, BauGB, 3 . Aufl ., § 31 Rndr. 29) . Auch das

mit der Befreiungsvorschrift vom Gesetzgeber beabsichtigte Ziel der

Einzelfa .Icerecntigkeit und städtebaulichen Fiexibilität sowie der Grundsatz der

Wahrung der Verhältnismäßigkeit (BVerwG Beschlüsse vom 25 November 1989,

ZfER 1990 . 14;; und vom 5 März 1999, Z'EF. 1999, 283) steht einer leichtfertigen

Ermesse-isaus-bung entgegen . Daraus fclct ;e-4cc^ nicht, dass der zuständiger

Behörde entgegen dem Wortlaut der Vcrsc^rift kein Errnessersspielraum zusteht

oder das3 das Ermessen stets auf Null rz-duz:er; ist, wenn die Voraussetzungen

für eire Befreiung vcrlieaen . Erferderlich für eine recative

Ermessensentscheidung ist nur, dass der Befreiung gewichtige Interessen

entgegenstehen (BVerwG, Urteil vom 19 September 2002. EVerwGE 117, 50 ff.

rn .w H . ; Zwar müssen nicht ausschlie2lich städtebauliche Gründe die

Ermessersbetätiaung der Bauaufsichtsbe^örde diesen Zusammenhang

bestimmen . zu fordern ist allerdings ein stadtebaulicher Bezug der für die

Frmessersausübung maßgeblichen Überregungen . Des Weiteren müssen sach-

gerechte Erwägungen die Ermessensbetätigung bestimmen (vgl . Berliner -

Kommertar zum BauG6 ., . Aufl . § 31 Rdnr. 23 ; Söfker in

Ernst,fZinkahn/Sielenberg, § 31 BauGB Rdrr 61) . Dabei ist es sicherlich auch

nicht zu beanstanden, wenn eine Kommune für diese Ermessensbetätigung ein

Konzept eitwickelt, um eine einheitliche Praxis bei der Erteilung von Befreiungen

zu sicher �. Jedoch genügt hier das von der Beklagten - nach dem erstinstanz-



liehen Ureil - entwickelte Standortkonzept für Mobilfunksendeanlagen in zwei-

facher Hinsicht nicht den Voraussetzungen, die letztlich erfüllt sein müssen, damit

es Grundlagen für eine fehlerfreie Ermessensausübung darstellen kann.

Die von der Beklagten in der mündlichen Verhandlung vorgelegten Unterlagen

(Auszug aus der Standortdatenbank "Mobilfunk" der Stadtverwaltung Koblenz mit

einer entsprechenden Karte) zeigen, dass die Beklagte - jedenfalls, soweit dies

daraus für den Stadtteil Karthause ersichtlich ist - vornehmlich

Ausschlussbereiche festgelegt hat, innerhalb derer Sendeanlagen nicht errichtet

werden sziien . Wie sich aus ihrem Vorbringen im Berufungsverfahren erschließt,
soll diese Kenzepticn Gefahren für bestimmte Bevdlkeruncsar.ppen vermeiden,

die in den Immissionen aus dem Betrieb solcher Sendeanlagen ihre Ursache

finden . Ausdrücklich hat die Beklagte nämlich darauf abgestellt, es gehe ihr dabei

darum . Gesundheitscefanren von Kindern urd Senioren abzuwehren . Zwar ist der
eedanklicne Ansatz insoweit nicht grundsät<!ich zu beanstanden, als er durchaus
auf stäcte--auliche Gründe . nämlich die Wahrung gesunder Wehn- und
Arbeitsverhältnisse abzielen konnte Gleichwehi kann allein daraus nicht gefelgert
werden, dass die konkret erarbeitete Kcnzeoticn der Beklagten deshalb sehen

sachcerec t wäre .

hintergr,.rc cieser Konzeptien sind offensic~~tlic h~tlich die von der Beklagten mit der
Eegrüncurc des Eerufuncszulassungsar,t "aas vom 17 . Dezember 2C02

vergelecte Vereinbarung über den Infermaticnsaustausch und die Beteiligung der
Kemmune7� be:m Ausbau der Mebilfunk~, e�ze zwischen cen kommunalen

Spltzenve-änden und den Mobilfunk^e:zbe, eibern ` und die Maßnahmen zur

Verbesserung von Sicherheit und Verbraucher - Umwelt - und Ge-

sur,dheitsschutz . Information und vertrauensbiiaende Maßnahmen beim Ausbau

der titebiif'unkretze der Moblifunkbetreiber` (BI . 190 bis 201 Gerichtsakte) . Wie

sich aus der in der mündlichen Verhandlung vorgelegten Karte ergibt, hat die

Eeklaete um die unterschiedlichsten Einrichtungen herum seg.

AusschiusScereiche festgelegt . Ansatzpunkt hierfür ist offensichtlich die als

Maßnahr-,e der Kommunikation und Partizipation in den vorgenannten



wird ausaeführt (BI . 200 GA) :

�Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit usw " der Mobilfunkbetreiber unter

C beschriebene alternative Standortprüfung bei Kindergärten und Schulen . Dort

"Den Mobilfunkbetreibern ist bewusst, dass bestimmte Bereiche für die Er-
richtung von Sendeanlagen besonders im Focus der öffentlichen
Diskussion stehen . Dies gilt insbesondere für Kindergärten und Schulen .
Ungeachtet der auch in diesen Bereichen durch die geltenden Grenzwerte
gewährleisteten Sicherheit vor Einwirkungen elektromagnetischer Felder
sind die Betreiber bereit, den Bescronissen verstärkt Rechnung zu tragen
und vorrangig andereStandor zu prüfen .

Sollte diese Prüfung ergeben, dass die Errichtung einer Sendeanlage in
der Nähe oder auf einer Schule ccer einem Kindergarer~ nach Abwägung
ailer Gesichtspunkte unter immiss ;ons- und funktechnischen Gesichts-
punkter die beste Losung Bars'*e : ; ; . so werden die Mobilfunkbetreiber, an-
gelehnt an die Empfehlung der 1�1/HO, rechtzeitig durch geeignete um-
fassende Infcrmaticns- und Eecieitrna3nahmen dafür Rechnung tragen,
dass die Akzeptanz für einen sclc~-=- .̂ Sandort verbessert werden kann."

Wie sich bereits aus den vorstehenden A;,s'-nrunaen ergibt . ist Hintergrund dieser
Uberleaunaen der Netzbetreiber nicht enr~a das Vorliecen medizinischer Erkennt-
nisse dass Kinder ;n Kindergärten und Schulen durch Sendeanlagen in deren
Nähe cescnders gefährZie: wären . Das w~-e auch nicht sonderlich plausibel, weil
sich Kinde., und Jugendlich außerhalb de, ~i-,dergarten und Schulen - im Eaern-
haus oder in dessen näherem Umfeil - ze:". :ch sicherlich länger aufhalten werden
und an ihrer jeweiligen Wohnstätte offenca- z ,,:rchaus der Nähe zu Sendeanlagen
auscesetzt werden sollen . Vielmehr handelt es sich unzweifelhaft lediaiicü um eine
Maßrahme mit dem Ziel, in der Eevdi~.e "ung bestehenden, nach derzeitigen
wissenschaftlichen Erkenntnissen jedcc~. -nbegründeten Ängsten und Besorg-
nissen entgegenzukommen . Uber diese vc-, den Netzbetreibern ledigiic ., i .S . einer

Akzeptanzerhöhung von Sendeanlagen ins Auge gefassten Maßnahme geht die
Beklagte bei ihrer Konzeption aber noch wed hinaus, indem sie nicht etwa nur

Kindergärten und Schulen, sondern aucr-, jedweden größeren oder kleineren
Spielplatz und Bolzplatz sowie Altenheime eserfalls mit Ausschlussbereichen um-
gibt, ohne auch nur im Ansatz darzutun . ir ,.vieweit gerade diese Ausschlussbe-



Dem ist aus der Sicht des Senates nichts hinzuzufügen . Vlie dann aber im

Rahmen der bauaufsichsbehdrdlichen E. -essensbetätigung im Rahmen der Ent-

scheidung über eine Eefreiung gemä.3 ~ ' j Abs . 2 BauGS etwas anderes gelten

sollte, erschließt sich aus den Ausführungen der Beklaaten im Eerufunasverfahren

nicht .

Konzept (81.207 GA)

reiche im Gegensatz zu den im Stadtteil Karthause vorhandenen Wohngebieten

einen gesteigerten Schutz genießen müssten . Dass es für Vlohngebiete eines

besonderen, über die normativen Vcrgaben hinausgehenden Schutzes nicht

bedarf, hat die Beklagte durchaus selbst erkannt, wie aus den Ausführungen in

dem Entwurf der Standortkonzeption für die Stadt Koblenz vom 15 . November

2002 deutlich wird . Dort heißt es unter Bezugnahme auf die vorerwähnte

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zu def26 . BlmschV (61 .205 GA):

�Vor dem Hintergrund der Gesetzgebungskompetenz des Bundes im
Bereich des Immissiensschutzes können daher die Kommunen nicht
eicene engere Vorschriften schaffen . Selbst bei der Aufstellune von
Eebauungspiänen können die S ;adtvenNaltung und der entscheidende Rat
hier keine höheren Anforderuncen zum Gesundheitsschutz definieren, da
sie ansonsten einen Abwäauncs ;=-hler begehen ."

In dem vorgenannter Entwurf, wird dar.- bezüglich der Wchngebiete unter �2 .)
Grundlagen für die Ausweisung von Stardcrriorschlägen" weiter dargelegt ( BL .

206 GA) 3

� Es werden eenereil keine tvcis'erterf~Baueebiete als Ausschlussbereich
definiert . da hierzu die Kechtscr-~ndlage fehlt . Auch Reine Wchngebiete
können nicht generell Gis Vermeidungsbereich definiert werden, da auch
dort die Versorgung der Bevcikerung mit Telekemmunikaticnsdienst-
leistuneen sicherzustellen ist ."

Zu den sce . Vermeiduncsbereichen `rce ". sich die folcende Aussace in dem

�Als Vermeidungsbereiche werden aus Gründen der Rücksichtnahme von
besonders betroffenen Einrichtuncen in einem pragmatischen Ansatz alle
Kindergärten . Altenheime und Sc-iulen mit einem 10Cm-Radius definiert .
Liegen im 10Cm-Radius von gepiarien Anlagen solche Einrichtungen, wird



in Absprache mit den MobilfL nkbetreibern eine Ersatzstandortfindung an-
gegangen, obwohl die Unbe .-enklichkeit aus Sicht der 26 . BlmschV an
diesen Standorten zu erwarten ist bzw . bereits vorliegt. Dieser Ansatz geht
weit über die rechtlichen Verpflichtungen hinaus und dient den Anlagen-
betreibern als Hilfestellung für eine konfliktfreiere Standortwahl . Er kommt
damit dem politischen Wunsch nach Konfliktminimierung und dem
Wunsch vieler Betroffener enrc:eaen ."

Worauf sich dieser �pragmatische Ansatz" stützen s»ollte im Sinne einer wissen-

schaftlich haltbaren Grundlaae, wird nicht einmal im Ansatz aus diesem Konzept

erkennbar und ist von der Beklagten auch nicht im Berufungsverfahren dargetan

worden . Das erschließt sich ferner keineswegs aus den von der Bekiagten mit

dem Schriftsatz vom 19 . Dezember 2102 vergeleaten Unterlagen, abgesehen da-

von, dass auch die Beklagte diese S .:^riftstücke - den � Freiburger Appell" vom 9.

Oktober 2002 und verschiedene scr �veizerische Unterlauen, die sich mit der

Festlegung vor, Grenzwerten besciiä~~cen, - nicht dahingehend erläutert, hieraus

ließe sich der ;,pragmatische Ansatz' des 100m-Vermeidungsbereiches ableiten .

Aber nicht einr-,al aus dem eigener Konzept der Beklagten lässt sich ableiten,

warum im Ee "eich des Stadtteils Karthause über die darin aufgeführten zu

schützenden Einrichtungen hinaus auc-i noch um jedweden Spiel- oder Bolzplatz

ein solcher Vermeidungsbereich aezccen werden müsste .

Damit wird jeecch cer Eereich sacrce-^äßer Überlegungen, die ailein die nier zu

treffende Ermessensbetätigung steue-i können, unzweifelhaft verlassen . Blcße

Jberiegunger, vio mdc11cr1erNefse kc -- munalpolitisch die Zulassung einer Mebil-

funksendeanlage der Bürgern verm :7elbar sein könnte . stellen hingegen keine

sachgerechten Er~vazungen dar, die : e bauplanungsrechtliche Ermessensbetäti-

gung zuiassigerweise steuern können . Hier ist nämlich keine kommunalpolitische

Frage scncerr unter 6erücksichtigur,c ges Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit

eine bauplanungsrechtliche Frage z~ Beurteilen, die anhand des geltenden Bau-

und Immissionsschuttzrechtes zu bea7 �verten ist, dem auch die Kommunen ge-

mäß Art . 28 Abs . 2 GG ungeachtet i^rer kommunalen Selbstverwaltungshoheit

unterworfen sind . Das schließt es z .:, Llberzeugung des Senats aus . dass eine

Kommune etwa abweichend von der Vorgaben des geltenden Rechts eigen-



ständige Grenzwerte für Immissionen von Mobilfunksendeanlagen festlegt und,

wie hier offensichtlich geschehen, Ausschlussbereiche in einer Konzeption regelt,

die ein Vielfaches der sich nach dem geltenden Recht ergebenden Schutzbe-

reiche ausmachen . Letztlich muss dem hier jedoch nicht abschließend nachge-

gangen werden, weil auch nicht einmal im Ansatz eine wissenschaftliche

Fundierung der von der Beklagten festgelegten Ausschlussbereiche vorgetragen

oder ersichtlich ist .

Darüber hinaus erweist sich die Stardcrtkenzeptien der Beklagten jedenfalls mit

Blick auf das hier streitige Vcrhaber letztlich als ein Verhinderungskonzept vor

dem Hintergrund, dass die hiernach noch zur Verfügung stehenden Restbereiche

des Stadtteils Karthause ungeachtet der mit der Errichtung von

Mobilfunksendeanlagen dort verburClenen erheblichen Mehrkosten, wie oben

dargestellt . allenfalls eine theoretische Konzeption darstellen, der es jedoch

jeglicher Prüfung bezügiich ihrer tatsächlichen Umsetzbarkeit ermangelt . Ein

sachgerechtes Standortkonzert muss aber nicht nur theoretisch denkbar, sondern

auch konkret umsetzbar sein . Mit de , praktischen Umsetzbarkeit des Konzeptes

hat sich der Stadtrat der Beklagten, .vie in der mündlichen Verhandlung aus den

Ausführungen der Beklagten zum Ausdruck gekommen ist, aber offenkundig nicht

beschäftigt, sich auch bar nicht gerdtigt gesehen, sich hiermit auseinander zu

setzen, wie im vcreenannten Kcr.z_ct für die Standortauswahl ausdrück;ich

ausgeführt wird (EI . 207 GA). Es wdre zwai,=sicherlich anders, wenn die unter
Berücksichticur,c aller Ausschlussbereiche -noch zur Verfrfücuro stehenden

Frohen zur Errichtung von MebilfurRSendeanlagen im E;gentum der Beklagten

stünden . sie also ein Konzept aus-zhiießlich für ihre eigenen Grundflächen

erarbeitet hätte . So liegt der Fall hie ., aber nicht . Hier hat die Beklagte sogar

gesehen . dass ihre Standcrtrerschläce � in aller Regel auch private Eigentümer

und Grundstücke betreffen" (a . a C .), sich aber auf den Standpunkt

zurückgezogen, es handele sich dabei lediglich um Vorschläge. Das genügt aber

dann nicht, wenn, wie im vorliegenden Fall im Rahmen der Prüfung, ob eine

Befreiung gemäß § ?1 Abs. 2 EajGB zu erteilen ist, eine sachgerechte

Ermessensbetätigung von der Beklagten gefordert wird .



Aufgrund der vorstehend dargelegten Überlegungen kann daher nicht ange-
nommen werden, ein sachgerecl-tes Standortkonzept für Mobilfunksendeanlagen
im Stadtgebiet der Beklagten stehe im Rahmen der von ihr vorzunehmenden Er-
messensbetätigung der begehren Befreiung für den streitigen Standort als ge-
wichtiges städtisches Interesse entgegen . Vielmehr kommt der Senat wie das
Verwaltungsgericht zu dem SchiLss, dass vorliegend eine Ermessensreduzierung
auf Null dahingehend besteht, die Befreiung von dorr- Festsetzungen des Bebau-
ungsplans für den streitigen Stan ::ert zu erteilen, weshalb das Verwaltungsgericht
die Beklagte zu Recht verpflichte ; hat, der Klägerin die begehrte Baugenehmigung
zu erteilen .

Nach alledem war die Berufung r,^ t der Kostenfolge aus ~ 154 Abs . 2 VwGO zu-
rückzuweiserli .

Die Entscheidung über die vor;iruT,ge Voilstreckbarkeit des Urteils wegen der
Kosten Beruht auf S 167 VwGO

	

.� . S§ 708 Nr. 10,

	

11 ZPO,

Die Revisicn ist nicht z , zuias-e7- da Gründe der in § 132 Abs . 2 VWGO ge-
nannten Art nicht vchiegen .



Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde zum
Bundesverwaltungsgericht ancefcchten werden .

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils bei
dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz (Hausadresse : Deinhardplatz 4,
56068 Koblenz/Postanschrift: 56065 Koblenz) einzulegen . Sie muss das
angefochtene Urteil bezeichnen .

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils zu
begründen . Die Begründung ist ebenfalls bei dem Oberverwaltungsgericht
Rheinland-Pfalz (Hausadresse : Deinhardplatz 4, 56068 Koblenz/Postanschrift:
56065 Koblenz) einzureichen . i n der Begründung muss die grundsätzliche
Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senates der obersten
Gerichtshefe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil
abweicht, oder ein Verfahrensrnangei . auf dem das Urteil beruhen kann,
bezeichnet werden .

Die Einlegung und die Becrür,dung der Beschwerde müssen durch einen
Rechtsanwalt oder einer, Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne
des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als
Prezesshevoilmächtigten erfcicen . Juristische Personen des dffentlichen Rechts
und Eehcrden kdnnen sich aucn durch Beamte oder Angestellte mit Eefähigung
zum Richteramt sowie Diplemjuris ;en im hdheren Dienst . Gebietskdrperschaften
auch durch Beamte oder 4.,nceste!Ite mit Eefähigung zum Richteramt der
zuständigen Aufsichtsbehdrde cce, des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes
des Landes, dem sie gis Mitglied zugehören, vertreten lassen .

gez. Nickenig

	

gez. Kappes-Olzien

	

gez. Schneider



Beschluss

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 4.000,-- ¬ festgesetzt (§ 13 Abs . 1
GKG),

gez . Nickenia

	

gez . Kappes-Olzien

	

gez . Schneider
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